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1. Aufgabenverteilung im deutschen Bundesstaat

[1] Alle föderalen Systeme kennen die «prekäre Balance» (von Beyme 2007, 209) zwischen
«shared-rule» (Mitwirkungsrechte und Einflussmöglichkeiten subnationaler Akteure auf zen-
tralstaatliche Entscheidungsprozesse) und «self-rule» (Ausmass je eigenständiger subnationaler
oder zentralstaatlicher Entscheidungskompetenzen) (Elazar 1994, XV). Grundsätzlich wird im
«intrastaatlichen» Föderalismusmodell der Bundesrepublik die funktionale Aufgabenverteilung
zwischen einer beim Zentralstaat angesiedelten Gesetzgebungskompetenz und einer bei den Län-
dern anzutreffenden Gesetzesausführung praktiziert. Die Aufgaben werden also überwiegend
nach Funktionen – Gesetzgebung und Vollzug – und eher selten nach Staatsaufgaben organisiert.
In Kombination mit dem deutschen Bundesratsmodell führt dies erstens zu einer ausgeprägten
intrastaatlichen Beteiligung der 16 Landesregierungen an der Bundespolitik und zweitens zu ei-
ner interstaatlichen Kooperation sowohl auf der Ebene der Länder als auch zwischen Bund und
Ländern. Bei der Unterscheidung zwischen «intrastaatlichem» und «interstaatlichem» Föderalis-
mus, also zwischen föderalem Verbund- und Trennmodell, handelt es sich um eine Differenzie-
rung von Idealtypen. Dass es in der Realität des Bundesstaates zu Überlappungen der Modelle
kommt, lässt sich gerade auch für das föderale politische Handeln in Zeiten der Pandemie fest-
stellen.

[2] Die Seuchenbekämpfungwirdmeist demKatastrophenschutzrecht zugerechnet, das den deut-
schen Bundesstaat schon deshalb vor «besondere Herausforderungen» stellt, weil es sich durch
ein «dichtes Normen- und Zuständigkeitsgeflecht auszeichnet», das «seine konkrete Gestalt oft-
mals keinem klaren Konzept als vielmehr politischen und geschichtlichen Zufälligkeiten ver-
dankt» (Thiele 2012, 77–79). Gemäss Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 Grundgesetz (GG) fällt die Seuchen-
bekämpfung in Deutschland unter die so genannte konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit
des Bundes; sie umfasst unter anderemMassnahmen der Bekämpfung «gemeingefährlicher» oder
übertragbarer Krankheiten. Die einzelnen Elemente der Seuchenbekämpfung beinhalten zwei-
tens Massnahmen zum Erhalt bzw. zur Wiederherstellung der «öffentlichen Gesundheit» («Pu-
blic Health»). In der COVID-Krise kommt dem «Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von
Infektionskrankheiten beim Menschen» (Bundesinfektionsschutzgesetz, IfSG), mit dessen Erlass
im Jahr 2000 das aus den 1950er und 1960er Jahren stammende und auf verschiedene Rechts-
grundlagen zerstreute Seuchenrecht umfassend novelliert worden war, vorrangige Bedeutung zu
(Teichert 2015, 353). Das bundesdeutsche Infektionsschutzgesetz stellt den Teil des Gesund-
heitsrechts dar, bei dem nicht der einzelne Patient im Vordergrund steht, sondern die Prävention
übertragbarer Krankheiten. Ziel ist es, die öffentliche Gesundheit auch durch unter Umständen
massive Grundrechtseingriffe zu schützen (Kiessling 2020). Durch das IfSGwurden nicht nur die
Instrumentarien zur Erkennung und Überwachung übertragbarer Krankheiten neu strukturiert,
sondern auch das Robert-Koch-Institut (RKI) als epidemiologisches Zentrum institutionalisiert.

2

https://www.bundestag.de/gg
https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/index.html


Ursula Münch, COVID-19-Gesetzgebung in der Bundesrepublik Deutschland – zwischen Wahlkampf und
Evidenzbasierheit, in: LeGes 32 (2021) 3

Vor der Pandemie war das bundesdeutsche Infektionsschutzgesetz durch eine Gestaltungsschwä-
che des Zentralstaats gekennzeichnet: Entsprechend der für den deutschen Verbundföderalis-
mus typischen Aufgabenverteilung war (abgesehen von den Zuständigkeiten des Robert-Koch-
Instituts) auch für den Krisenfall keine relevante Zuständigkeit des Bundes vorgesehen (Münch

2020). Der zuständige Bundesgesetzgeber war und ist entsprechend der bundesdeutschen föde-
ralen Aufgabenverteilung auf die Ausführung des Gesetzes durch die Länder (und Gemeinden)
in Form landeseigener Verwaltung angewiesen.

2. Gesetzgebung unter dem Druck der Inzidenzen

[3] Nachdem das Bundesgesetz in seiner ursprünglichen Fassung nicht auf Krankheitsausbrü-
che epidemischen Ausmasses zugeschnitten war, beschloss der Deutsche Bundestag im Frühjahr
2020, also zu Beginn der Pandemie, in grosser Eile weitreichende Gesetzesänderungen, u.a. neue
Kompetenzzuweisungen an das Bundesgesundheitsministerium im Falle der in das Gesetz neu
eingeführten «epidemischen Lage von nationaler Tragweite» in § 5 Abs. 1 IfSG. Doch auch das
im November 2020 in Kraft getretene «Dritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite», das zum einen die Voraussetzungen für eine solche
Lage definierte und zum anderen im neu gefassten § 28a Abs.1 IfSG «besondere Schutzmassnah-
men» aufzählt, schränkte die Möglichkeiten der deutschen Landesregierungen, landesspezifische
Massnahmen zu erlassen, kaum ein. Nachdem die verschiedenen Gesetzesnovellen (Hofmann

2021) die grundsätzliche Aufgabenverteilung im Bundesstaat zunächst unberührt liessen, ge-
wann etwas anderes an Bedeutung, nämlich die den bundesdeutschen Föderalismus ohnehin
charakterisierende Kooperation der Exekutiven. Die im Grundgesetz nicht explizit vorgesehe-
nen Besprechungen der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidentinnen und -präsidenten der
Länder wurden deutlich intensiviert. Doch auch im Rahmen dieser Beratungen der Regierungs-
chefs der Länder und des Bundes (fälschlich als Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) bezeich-
net), gelang es selten, sich auf bundesweit verbindliche Kriterien für bestimmte Massnahmen
zu einigen. Vielmehr spielte sich ein Ritual ein, das in Medien und Öffentlichkeit viel Kritik
auslöste: Nach den Beratungen der Regierungschefinnen und -chefs, deren zu erwartende Er-
gebnisse meist schon im Vorfeld in den Medien diskutiert und kritisiert worden waren, dauerte
es meist nur wenige Stunden, bis die erste Landesregierung bekannt gab, aus welchen Gründen
sie von den getroffenen Vereinbarungen abweichen werde. Diese Tendenzen wurden dadurch
begünstigt, dass die bundesdeutschen politischen Parteien sich bereits im Jahr 2020 auf die Bun-
destagswahl am 26. September 2021 einstellten. Vor allem der unionsinterne – bis April 2021
zunächst unerklärte – Wettstreit zwischen Armin Laschet (CDU), dem damaligen Ministerpräsi-
denten vonNordrhein-Westfalen, und demBayerischenMinisterpräsidentenMarkus Söder (CSU)
um die Position des Unionskanzler-Kandidaten weckte in der Öffentlichkeit den Eindruck, dass
hier zwei Protagonisten den Verlauf der Pandemie und die Auseinandersetzung um die richti-
gen Massnahmen im Umgang mit COVID-19 zur persönlichen Profilierung nutzten. Während
das Bund-Länder-Gremium MPK und vor allem die daran anschliessenden Pressekonferenzen
mit Bundeskanzlerin Merkel also zur parteipolitischen Profilierung genutzt wurden, blieb der
genuin föderale Aspekt dieses Wettbewerbs ungenutzt: Man vergab die Möglichkeit, den Erfolg
der verschiedenen Massnahmen zur Eindämmung der Pandemie durch einen Vergleich von Lan-
desmassnahmen und Landesinzidenzen zu testen und einen empirisch begründbare Erprobung
unterschiedlicher Eingriffsformen anzustellen.
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[4] Aufgrund massiver öffentlicher Kritik an Form und Inhalt der Beschlussfassungen durch die
MPK wurde schliesslich durch eine – ebenfalls sehr umstrittene – bundesgesetzliche Regelung
des 4. Bevölkerungsschutzgesetzes vom 22. April 2021 die «Bundesnotbremse» erlassen: Ab einer
stabilen Inzidenz von 100 Neuinfektionen pro 100’000 Einwohner in den letzten sieben Tagen
in einem Landkreis (entscheidend waren die dem RKI gemeldeten Zahlen) griff bundesweit eine
einheitliche «Notbremse» im Sinne bundesweit einheitlicher Schutzmassnahmen. Diese Regelung
war im gesamten Bundesgebiet vom 23. April bis Ende Juni 2021 in Kraft.

[5] In einer späteren Phase der Pandemie, nach Entwicklung und Verbreitung der COVID-Impf-
stoffe, bestand in Deutschland grosse Unsicherheit und sichtbarer Dissens über die künftigen
Massstäbe der bundesdeutschen Pandemieeindämmungspolitik: Der damalige Bundesminister
für Gesundheit, Jens Spahn (CDU) stellte imAugust 2021 fest, die «50er Inzidenz imGesetz» habe
angesichts der Impfquote in der Bevölkerung «ausgedient», der «neue Parameter» sei die «Hospi-
talisierung». Dieses Umsteuern des Bundesgesundheitsministers war ein Zugeständnis vor allem
an die Skeptiker in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gegenüber der von der damaligen Bundes-
regierung aus CDU/CSU und SPD gewünschten Verlängerung der «epidemischen Lage» gemäss
§ 5 Abs. 1 S. 1 IfSG. Der Präsident des dem Bundesgesundheitsministerium unterstellten RKI
vertrat hingegen eine andere Auffassung: Er plädierte dafür, die Inzidenz weiterhin als zentra-
le Grösse heranzuziehen; sie sei für die Politik erforderlich, um rechtzeitig Gegenmassnahmen
initiieren zu können. Laut Bundesgesundheitsministerium gilt die Hospitalisierungsinzidenz als
ein «wichtiger Parameter, um das Infektionsgeschehen zu beurteilen – aber nicht der Einzige».

3. Politisches Handeln unter Unsicherheit

[6] Im Zuge der Pandemiebekämpfung wurde es immer wieder erforderlich, ohne ausreichen-
de Informationen, zum Beispiel über die Ansteckungswege von COVID-19, kurzfristig politische
Entscheidungen zu treffen. In allen Phasen der bundesdeutschen Pandemieeindämmungspolitik
lautete das Schlagwort von Bundes- und Landespolitikerinnen und -politikern, angesichts der
vielen unbekannten Grössen von COVID-19, es gelte «auf Sicht» zu fahren. Mittel- oder gar lang-
fristig angelegte Szenarien und Leitlinien für politisches Handeln wurden unter anderem von
den Medien zwar angemahnt, eine entsprechende politische Festlegung galt angesichts der ver-
schiedenen Unwägbarkeiten den meisten Verantwortlichen aber als viel zu gewagt (Lobo 2021).

3.1. «Auf Sicht fahren»

[7] So wurde zum Beispiel anfänglich von bundesdeutschen politischen Akteuren Zweifel am
Sinn des Tragens medizinischer bzw. sog. Alltagsmasken geäussert. Die entsprechenden eher
skeptischen Stellungnahmen u.a. von Bundeskanzlerin Angela Merkel dürften aber vor allem
auf den eklatanten Mangel an medizinischen Schutzmasken zurückzuführen gewesen sein. Wäh-
rend einige deutsche Länder zunächst noch eine Maskenpflicht ablehnten, wurde Ende April
2020 schliesslich das Tragen eines Mund- und Nasenschutzes (sog. Alltagsmasken) empfohlen.
Ebenfalls auf der Grundlage von anfänglich grosser Unsicherheit entschieden die Landesregie-
rungen über die Reichweite der sog. «Lockdown»-Regelungen. Als erstes deutsches Land erliess
die Bayerische Staatsregierung am 24. März 2020 (gültig bis 19. April 2020) per Verordnung
strenge Ausgangsbeschränkungen. Die eigene Wohnung durfte nur verlassen, wer einen trifti-
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gen Grund hatte. Der Freistaat ging mit seiner Regelung über den vereinbarten Bund-Länder-
Beschluss hinaus, der empfohlen hatte, im Freien nur noch ein Treffen von maximal zwei Per-
sonen (davon eine haushaltsfremde) zu erlauben. Die spezifische bayerische Regelung hatte in
der deutlich verspäteten Hauptsacheprüfung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs keinen
Bestand (VGH München 2021) und wurde wegen eines Verstosses gegen das Übermassverbot
nachträglich für unwirksam erklärt. Der Staatsregierung habe aufgrund der unsicheren Lage
zwar ein Einschätzungsspielraum zugestanden, es wären aber – so der VGH – weniger belastende
Eingriffsmöglichkeiten wie etwa Kontaktbeschränkungen im öffentlichen Raum zur Verfügung
gestanden.

3.2. Politische Entscheidungen unter den Bedingungen von Kontingenz

[8] Als ein zentrales Problem moderner Politik gilt der Umstand, dass die Moderne einen mate-
riell, kulturell, kognitiv und historisch «neuartigen Möglichkeitshorizont des Entscheidens und
Handelns» konstituiert; dieser rechtfertige es, «gerade die politische Entscheidbarkeit als zentra-
les Charakteristikum von Gegenwartsgesellschaften zu verstehen» (Greven 2000, 24). Politische
Entscheidungen unterscheiden sich von Willensbekundungen im Alltag nicht nur durch ihren
Grad an Allgemeinverbindlichkeit, sondern auch dadurch, dass sie zum einen den Spielraum
weiterer Entscheidungen einengen und zum anderen auch über den Handlungsraum anderer be-
stimmen (Rüb 2012, 117). Nicht nur, aber vor allem im Zuge einer Pandemie, müssen diese politi-
schen Festlegungen zwangsläufig unter den Bedingungen von Kontingenz getroffen werden; Kon-
tingenz verstanden als der ambivalente Bereich des Möglichseins und des «auch-anders-möglich-
Seins». Entscheidungen sind möglich, aber keine einzelne von ihnen ist zwingend so notwendig.
Politik beruht nicht auf ausserpolitischen Fundamenten und nicht auf letzten Gründen und not-
wendigen Wahrheiten. Vielmehr muss Politik als ein offener Möglichkeitsraum gefasst werden,
bei dem es immer um Abwägungen und um Entscheidungen zwischen mehreren Möglichkeiten
geht. Die damit einhergehende grundsätzliche Offenheit konfrontiert die politisch Verantwortli-
chen gerade in einer digitalen Mediengesellschaft mit dem durchaus gegenläufigen Anspruch der
Öffentlichkeit, die jeweiligen Festlegungen sowie die Entscheidungen und Nicht-Entscheidungen
darzulegen und vor dem Hintergrund der faktischen Lage zu begründen.

[9] Auch wenn Einigkeit darüber besteht, dass eine umfassende Darlegung von Entscheidungs-
kriterien für einen rationalen Diskurs wünschenswert wäre, steht gleichzeitig ausser Frage, dass
sowohl die Notwendigkeit der Gefahrenabwehr als auch das zumindest anfängliche Nichtwissen
über die Gesetzmässigkeiten des Infektionsverlaufs im Verlauf der COVID-Krise dazu führten,
dass politische Entscheidungen auf der Grundlage unzureichender empirischer Daten getroffen
werden mussten. Obwohl das Politikfeld öffentliche Gesundheit massgeblich von den Erkennt-
nissen und Fortschritten der Wissenschaft abhängig ist, ändert dies nichts an der eigenen spezifi-
schen Logik von Politik: Nach geeigneter Abwägung sind allgemeinverbindliche Entscheidungen
über die öffentlichen Angelegenheiten zu fällen. Während der erste umfassende «Lockdown» zu
Beginn der Pandemie im Frühjahr 2020 bei ca. 75 % der bundesdeutschen Bevölkerung auf breite
Zustimmung stiess (ARD-Deutschland-Trend 2020a), provozierte die spätere allmähliche Lo-
ckerung vonMassnahmen angesichts der als «ungerecht» empfundenenWidersprüchlichkeit von
Detailregelungen, z.B. zur Öffnung bzw. Schliessung im Einzelhandel, viel Kritik.
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3.3. Wissenschaftliche Politikberatung

[10] Zu Beginn der Pandemie war die Nachfrage in der bundesdeutschen Öffentlichkeit nach
politischer Handlungsstärke gross. Eine gewisse Sehnsucht in der Bevölkerung nach exekutiver
Autorität jenseits des Pluralismus der Parteien und der unterschiedlichen Interessenlagen war
unverkennbar: Acht von zehn Befragten vertraten im November 2020 die Einschätzung, stren-
ge Corona-Regeln seien Voraussetzung, um die Corona-Krise in den Griff zu bekommen; nur
jeder oder jede Fünfte war gegenteiliger Auffassung (ARD-Deutschland-Trend 2020b). Die Hal-
tung gegenüber wissenschaftlicher Politikberatung war demgegenüber ambivalent: Während ei-
nerseits ein sehr grosses öffentliches Interesse an den Erkenntnissen der einschlägigen Fachwis-
senschaften bestand, wurde in der Öffentlichkeit auch der Vorwurf erhoben, sowohl Regierungen
als auch die Leitmedien hätten im Zuge der Pandemieeindämmung vor allem die wissenschaftli-
che Expertise angefragt, deren Positionen und Lösungsvorschläge am besten zum ohnehin einge-
schlagenen politischen Kurs passten (Weingart 2021, 29). Die damalige deutsche Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) hatte diesem Vorwurf widersprochen: «Nicht nur die, die jetzt gerade
eingeladen sind, sind diejenigen, mit denen ich spreche, mit deren Ergebnissen ich mich befas-
se». Sie selbst, so die Bundeskanzlerin weiter, verfolge alle Meinungsbildungen und sei «nicht
ignorant». Die Wissenschaftler, ihre Beraterrunde, seien sich auch gar nicht alle einig. Allerdings
habe sie selbst vor dem Hintergrund des Risikos einer schweren Erkrankung auch junger Men-
schen eine politische Entscheidung getroffen. Und zwar die Entscheidung gegen den Versuch,
eine Herdenimmunität zu erreichen. Deshalb lade sie Wissenschaftler, die dazu raten würden,
auch nicht zu Gesprächen ein (Bayerischer Rundfunk 2021).

[11] Damit sprach Angela Merkel zutreffend das sog. «false balance»-Problem an, also das Pro-
blem falscher Ausgewogenheit: Eine wissenschaftliche Minderheitsmeinung oder sonstige abwe-
gige Auffassungen sollten nicht durch vermeintlich ausgewogene pro-/contra-Einladungen «ge-
adelt» werden (Grüninger 2021). Sowohl COVID-19 als auch die Klimakrise führen vor Au-
gen, dass eine «Epistemisierung des Politischen unter demokratietheoretischenGesichtspunkten»
(Bogner 2021) nicht wünschenswert ist. «Gute Politik» lasse sich nicht (oder nur selten) auf die
richtige Lösung von Wissensfragen reduzieren, und politische Konflikte liessen sich auch nicht
mit dem Verweis auf wissenschaftliche Wahrheiten befrieden.

[12] Insgesamt erscheint das Verhältnis von Politik und Wissenschaft in der digitalen Medien-
gesellschaft sehr spannungsgeladen: Beobachten wir zum einen eine steigende Abhängigkeit der
Politik von wissenschaftlichem Sachverstand, sind gleichzeitig wachsende Vorbehalte in Teilen
der Bevölkerung gegenüber einer Beeinflussung der Politik durch Wissenschaftler wahrzuneh-
men, die sich zum Teil auch in wissenschaftsskeptischer oder sogar wissenschaftsfeindlicher
Haltung äussern. Die entsprechenden Vorbehalte werden die digitale Zugänglichkeit zu kolla-
borativen Wissensspeichern (etwa Wikipedia) sowie die Erleichterung der Vernetzung und da-
mit der Verbreitung von Falschinformationen geschürt (Pantenburg et al. 2021). In dem Masse,
in dem wissenschaftliche Expertise zwischen die (politischen) Fronten gerät und eine entspre-
chende Polarisierung von der Öffentlichkeit wahrgenommen wird, wird die Unabhängigkeit von
Wissenschaftlern angezweifelt: Zu jeder Expertise lässt sich (vermeintlich) Gegenexpertise mo-
bilisieren. In der Folge geraten die staatlichen Bemühungen, das politische Handeln evidenzba-
siert auszurichten, zusätzlich unter Druck: Zum Problem des Handelns unter den Bedingungen
von Unsicherheit und Kontingenz tritt die Herausforderung, die Überlegenheit der vorhandenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse gegenüber «emotionalen Beweisführungen» einer «kritischen»
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Bürgerschaft rechtfertigen und deren selbstermächtigender Freude am Gegenwissen an der Rolle
des eigentlichen Experten begegnen zu müssen (Pantenburg et al. 2021, 24).

[13] Angesichts dieses Wettstreits von politisch Verantwortlichen sowie den Kritikern von Co-
ronamassnahmen, sich in Sachen wissenschaftlicher (oder eben auch halbwissenschaftlicher) Er-
kenntnis zu übertrumpfen, gerät in Vergessenheit, dass es letztlich darum geht, politische Ent-
scheidungen treffen und begründen zu müssen. Auch in der Krise – egal ob der Klimakrise oder
der COVID-19-Krise – bleibt der Primat der politischen Willensbildung und Entscheidungsfin-
dung also bestehen. Damit ist nicht gemeint, dass die politisch Verantwortlichen nicht die wis-
senschaftlichen Erkenntnisse zur Kenntnis zu nehmen und in ihre Entscheidungen einzubeziehen
haben. Diese Feststellung zielt vielmehr darauf ab, dass Wissenschaft einer anderen Logik folgt
als Politik. Wissenschaft kann daher der Politik nicht die Aufgabe abnehmen, allgemeinverbind-
liche politische Entscheidungen zu treffen und dafür Mehrheiten herzustellen.

[14] Dass die Evidenzbasiertheit politischer Entscheidungen auch durch Defizite in der Daten-
erhebung leidet, wurde in der Bundesrepublik Deutschland zuletzt beim Stand der Durchimp-
fung der Bevölkerung sichtbar. Obwohl die Impfquote ein zentrales Kriterium für die Locke-
rung von grundrechtsrelevanten Massnahmen der Pandemieeindämmung darstellt, wurde im
Sommer 2021 bekannt, dass die Datenlage bezüglich des Impfstatus der Wohnbevölkerung in
Deutschland ausgesprochen lückenhaft ist: Ein Vergleich der im Digitalen Impfquotenmonito-
ring (DIM) zusammengefassten Angaben und einer weiteren Erhebung des RKI, dem auf Be-
fragungen basierenden Impfmonitoring «Covimo» brachte eine nennenswerte Diskrepanz zum
Vorschein (Robert-Koch-Institut 2021). Diese beruht offenbar darauf, dass die entsprechenden
Meldungen der Impfzentren, Krankenhäuser sowie der mobilen Impfteams relativ zügig und
vollständig erfasst werden, während die von Betriebsmedizinern sowie niedergelassenen Ärz-
tinnen bzw. Privatärzten vorgenommenen Impfungen offenbar verzögert und wohl auch nicht
vollständig erfasst wurden. Wie bereits zu Beginn der Pandemie, wird in diesem Zusammenhang
erneut die Leistungsfähigkeit des deutschen kommunalen Öffentlichen Gesundheitsdienstes mit
seinen ca. 375 kommunalen Gesundheitsämtern kritisiert: Wurden anfänglich die Infektionszah-
len mit Verzögerung und Lücken an das RKI gemeldet, wird mit Blick auf die Dokumentation
der Impfungen bemängelt, dass das Ziel, den Bearbeitungsaufwand niedergelassener Ärzte zu
reduzieren, offenbar zum verwirrenden Nebeneinander unterschiedlicher Übermittlungsformate
führte.

4. Interessens- und Zielkonflikte als Konstanten politischer
Entscheidungsfindung

[15] Zu den Besonderheiten der bundesdeutschen Pandemiebekämpfung gehört ihre Überlage-
rung durch die parteipolitische Personalisierung und den Bundestagswahlkampf. So wurden
die Entscheidungen der Ministerpräsidentenkonferenz von Medien und Öffentlichkeit immer
auch unter dem Vorzeichen des Wettbewerbs innerhalb von CDU und CSU um die Unions-
Kanzlerkandidatur beurteilt.

[16] Darüber hinaus wird die stringente Ausrichtung der COVID-19-Gesetzgebung bzw. ent-
sprechender Massnahmen an Evidenzen durch zusätzliche Faktoren beeinträchtigt: Nicht nur
in Deutschland ist eine wachsende Skepsis gegenüber wissenschaftlicher Politikberatung zu be-
obachten, die durch populistische Anti-Establishment-Argumentation zusätzlich geschürt wird.
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Zudem ist bei der Forderung nach einer stärker evidenzorientierten Politik zu berücksichtigen,
dass es auch bei der Pandemiebekämpfung divergierende Interessen sowie Zielkonflikte gibt. So
sollte die Schwere der Pandemie nicht darüber hinwegtäuschen, dass es auch in einer grossen
Gesundheitskrise politische Zielkonflikte geben kann, die sich zwangsläufig auf die Prioritäten-
setzung in der Pandemieeindämmungspolitik auswirken.

[17] Eine andere Frage ist, ob und wie über die Existenz dieser Zielkonflikte öffentlich debattiert
wird (Dabrock 2021). Auch in der bundesdeutschen Politik wurde kontrovers darüber disku-
tiert, ob und wie Lebensschutz einerseits und Freiheitsrechte bzw. wirtschaftliche Perspektiven
und Bildungschancen andererseits gegeneinander abzuwägen seien. Der Bayerische Ministerprä-
sident Markus Söder (CSU), aber auch Bundeskanzlerin Angela Merkel vertraten insgesamt die
Position, Politik habe die Aufgabe, jedes Leben zu schützen und wenn möglich auch zu retten.
Dieser Haltung widersprach nicht zuletzt der damalige Präsident des Deutschen Bundestages,
Wolfgang Schäuble (CDU): «Dem Schutz von Leben in der Coronakrise kann nicht alles unter-
geordnet werden». Unklar blieb bei dieser Auseinandersetzung die Bestimmung des Massstabes:
Ging es dem BayerischenMinisterpräsidenten und der Bundeskanzlerin vor allem um die Verhin-
derung einer Überlastung des medizinischen Systems? Oder plädierten sie für eine in ihrer Reich-
weite deutlich weitergehende Verpflichtung des Staates, Individuen auch vor solchen Gefahren zu
schützen, die von Seite Dritter drohen? Der letztgenannte Fall ginge mit einem problematischen
Übergang von der Gesamtbetrachtung zur Individualperspektive einher: Dann könnte die Pan-
demiebekämpfung bis zum völligen Verschwinden des Virus per definitionem nie abgeschlossen
sein; Massnahmen zur Pandemiebekämpfung wären in diesem Fall und bei dieser Interpretation
«zeitlich wie sachlich unbeschränkt rechtlich zulässig, wenn nicht sogar geboten» (Heinig et al.
2020, 863). Beide Positionen lassen sich begründen und mögen legitim erscheinen. Welcher der
beidenman den Vorrang gibt, lässt sich jedoch nicht wissenschaftlich begründen. Hierbei handelt
es sich vielmehr um eine (zu begründende) politische Entscheidung.

[18] Im Zuge der Pandemieeindämmungspolitik musste nicht nur die Politik «auf Sicht fah-
ren», sondern auch der so dringend benötigte wissenschaftliche Rat wurde vor allem anfänglich
«häufig auf wackeligen Grundlagen gegeben». Man habe es nicht geschafft, «überregionale, dif-
ferenzierte Informationen zu bekommen. Zumindest nicht in dem Ausmass, das wir bräuchten»
(Satyajit Rath nach Pfeifer 2021). Um diesen strukturellen Mängeln zu begegnen, ist eine inter-
disziplinäre und beständige Struktur der wissenschaftlichen Politikberatung unerlässlich. Diese
kann in Zeiten der «Normalität» Vertrauen aufbauen, das dann in Zeiten der Krise eine stärke-
re Legitimation von Politikberatung bewirken kann. Ein Beispiel für entsprechende Strukturen
bietet die «Scientific Advisory Group for Emergencies» (SAGE) im Vereinigten Königreich. Ein
anderer Ansatz stellt eine Stärkung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) dar.

[19] Einigkeit besteht, dass nach weltweiter Eindämmung der Pandemie eine komparative Eva-
luation der verschiedenen Erscheinungsformen einer Pandemie und der unterschiedlichen Be-
wältigungsstrategien unerlässlich sein wird.

[20] Sowohl bei der Pandemie als auch bei der Erderwärmung handelt es sich um sog. «Krisen
eines neuen Typus» (Wolfgang Merkel), die uns Verschiedenes vermitteln: Auch die wissenschaft-
liche Fundierung von Politik, also das Streben nach evidenzbasierter Gesetzgebungstätigkeit, än-
dert nichts an der Existenz von Interessenkonflikten. Politische Akteure haben auf der Grundlage
ihrer parlamentarischen Mehrheit im repräsentativen System der Bundesrepublik Deutschland
allgemeinverbindliche Entscheidungen zu treffen, für die sie die politische Verantwortung tra-
gen. Die Wissenschaften können beraten und helfen, das «Fahren auf Sicht» möglichst unfallfrei
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zu gestalten. Das entbindet aber nicht davon, die immer möglichen politischen Alternativen ab-
zuwägen.

[21] Die Nähe von Wissenschaft und Politik in der Pandemie und die Fähigkeit der Wissenschaft,
akute Krisen lösen zu helfen, nährte die Vorstellung, das sei die wesentliche oder sogar alleinige
Aufgabe von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft. Von dieser Fehleinschätzung aus wäre es
nur ein «intellektueller Katzensprung» (Speiser 2021, 375) zur Idee, vor allem solche Wissen-
schaften zu fördern, von denen man sich die Eignung zur Krisenlösung verspricht. Das würde
nicht nur den gesellschaftlichen Blick einschränken, sondern auch den Fluss und die Vielfalt der
Finanzströme. Eine derartige Einschränkung führte «paradoxerweise dazu, dass man sich mittel-
fristig der Krisenlösungsfähigkeit beraubt, die man beleben wollte» (Speiser 2021, 375).

Prof. Dr. Ursula Münch, Akademie für Politische Bildung / Universität der Bundeswehr
München.
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